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1. Persönlichkeitsrechtsverletzung bei Vereinen 

Auch Vereine können in Ihrem „Persönlichkeitsrecht“ verletzt werden und haben dann 
einen entsprechenden Unterlassungsanspruch. Das gilt unabhängig davon, ob ihnen 
durch eine unwahre Behauptung in der Öffentlichkeit ein wirtschaftlicher Schaden 
entsteht. 

Der Fall, den Oberlandesgericht (OLG) Dresden verhandelte (Urteil vom 14.02.2023, 4 U 
2331/22) betraf einen Seenotrettungsverein. Er klagte gegen eine Äußerung der AfD im 
Rahmen des OB-Wahlkampfs in Dresden. Sie hatte in einem Flyer behauptet, der Seenotret-
tungsverein sei eine Schlepperorganisation, die mit Steuergeldern die Überfahrt von Nordaf-
rikanern über das Mittelmeer in unsere Sozialsysteme finanziere. 

Das OLG urteilte, die Äußerung enthalte eine Persönlichkeitsrechtsverletzung, die der Verein 
nicht hinnehmen müsse und verurteilte die AfD per einstweiliger Verfügung zur Unterlassung 
dieser Aussage. 

Dass der Betroffene ein eingetragener Verein und damit eine juristische Person des Privat-
rechts ist, steht der Geltendmachung einer Persönlichkeitsrechtsverletzung nicht entgegen. 
Juristische Personen des Privatrechts genießen nach herrschender Rechtsauffassung nicht 
nur Ehrenschutz, sondern können sich auch auf den Schutz des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts berufen. 

Das OLG vertrat die Auffassung, dass die Äußerung keine bloße Meinungsäußerung, son-
dern eine unwahre Tatsachenbehauptung darstellt. Die AfD habe nämlich nicht nur eine Be-
fürchtung geäußert, sondern behauptet, der Verein habe tatsächlich Steuergelder erhalten. In 
Wahrheit profitierte er aber lediglich vom Steuerabzug der Spenden. 

Eine solche Aussage – so das OLG – ist auch nicht durch das Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung gedeckt. Enthält eine Äußerung einen erwiesen falschen oder bewusst un-
wahren Tatsachenkern, tritt das Grundrecht der Meinungsfreiheit regelmäßig hinter den 
Schutzinteressen des Betroffenen zurück, weil an der Aufrechterhaltung und Weiterverbrei-
tung herabsetzender Tatsachenbehauptungen, die unwahr sind, unter dem Gesichtspunkt 
der Meinungsfreiheit kein schützenswertes Interesse besteht. 

Allerdings ist das Persönlichkeitsrecht nur bei Darstellungen berührt, die von nicht ganz 
unerheblicher Bedeutung für die Persönlichkeitsentfaltung sind. Einen Abwehranspruch hat 
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der Betroffene nicht, wenn es lediglich um Tatsachenbehauptungen geht, die sich nicht in 
nennenswerter Weise auf das Persönlichkeitsbild des Betroffenen auswirken können. Derar-
tige „wertneutrale Falschdarstellungen“ begründen keine Unterlassungsansprüche, was im 
Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen ist.  

Offengelassen hat das Gericht, ob der Verein wegen einer möglichen Auswirkungen der Äu-
ßerung auf die Spendenbereitschaft daneben einen Schadenersatzanspruch nach § 824 
BGB hat, weil ihm wirtschaftlichen Nachteile entstehen.  

 

 

 

2. Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der Opfer des Erdbebens 
in der Türkei und in Syrien 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat Sonderregelungen zur Unterstützung 
der Opfer des Erdbebens in der Türkei und in Syrien erlassen (27.02.2023, IV C 4 - S 
2223/19/10003 :019). 

Für gemeinnützige Organisationen, die sich für die Erdbebenopfer engagieren, gilt Folgen-
des: 

Vereinfachter Zuwendungsnachweis 

Bei Zuwendungen zur Hilfe in den durch das Erdbeben verursachten Katastrophenfällen, die 
bis zum 31. Dezember 2023 über ein Konto eines Dritten an eine inländische juristische Per-
son des öffentlichen Rechts, an eine inländische öffentliche Dienststelle oder an eine ge-
meinnützige Körperschaft geleistet werden, genügt als Nachweis eine auf den jeweiligen Zu-
wendenden ausgestellte Zuwendungsbestätigung, wenn das Konto des Dritten als Treu-
handkonto geführt wurde, die Zuwendungen von dort an den Zuwendungsempfänger weiter-
geleitet wurden und diesem eine Liste mit den einzelnen Zuwendenden und ihrem jeweiligen 
Anteil an der Zuwendungssumme übergeben wurde. 

Wird eine Zuwendungsbestätigung ausgestellt, genügt es, als Verwendungszweck der Zu-
wendung die Förderung mildtätiger Zwecke anzugeben. 

Spendenaktionen gemeinnütziger Einrichtungen 

Gemeinnützigen Organisationen ist es grundsätzlich nicht erlaubt, Mittel für  Zwecke zu ver-
wenden, die sie nach ihrer Satzung nicht fördern.  

Für Spendenaufrufe von Organisationen, die keine entsprechenden Zwecke verfolgen (z. B. 
Sportvereine, Musikvereine, Kleingartenverein usf.) gilt Folgendes: 

Es ist unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn die Einrichtung Mittel, die sie im Rah-
men einer Sonderaktion zur Hilfe für die Geschädigten des Erdbebens erhalten hat, ohne 
entsprechende Änderung ihrer Satzung unmittelbar selbst für den angegebenen Zweck ver-
wendet. Bei materiellen und finanziellen Hilfen reicht es aus, wenn die wirtschaftliche Hilfs-
bedürftigkeit der unterstützten Person glaubhaft gemacht wird. 
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Wichtig: Unterstützungsleistungen außerhalb der Verwirklichung gemeinnütziger oder mildtä-
tiger Zwecke, z. B. in den betrieblichen Bereich an von dem Erdbeben besonders betroffene 
Unternehmen, an Selbständige oder an entsprechende Hilfsfonds der Kommunen, sind aber 
nicht begünstigt. 

Möglich ist auch eine Weitergabe der Mittel an eine entsprechende mildtätige Organisation. 
Die steuerbegünstigte Einrichtung, die die Spenden gesammelt hat, muss entsprechende 
Zuwendungsbestätigungen für Spenden bescheinigen, die sie zur Hilfe für die Geschädigten 
des Erdbebens erhält und verwendet. Auf die Sonderaktion ist in der Zuwendungsbestäti-
gung hinzuweisen. 

Verwendung sonstiger vorhandener Mittel 

Neben der Verwendung der eingeworbenen ist es ausnahmsweise auch unschädlich für die 
Steuerbegünstigung der Körperschaft, wenn sie sonstige bei ihr vorhandene Mittel, die keiner 
anderweitigen Bindungswirkung unterliegen, ohne Änderung der Satzung zur Hilfe für die 
Geschädigten des Erdbebens einsetzt. Gleiches gilt für die Überlassung von Personal und 
von Räumlichkeiten. Die Körperschaft hat bei der Förderung mildtätiger Zwecke die Bedürf-
tigkeit der unterstützten Person oder Einrichtung selbst zu prüfen und zu dokumentieren. 

Bei materiellen und finanziellen Hilfen reicht es aus, wenn die wirtschaftliche Hilfs-
bedürftigkeit der unterstützten Person glaubhaft gemacht wird. 

Werden vorhandene Mittel beispielsweise an andere steuerbegünstigte Körperschaften, die 
mildtätige Zwecke verfolgen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Hilfe für die Ge-
schädigten des Erdbebens stehen, oder an eine inländische juristische Person des öffentli-
chen Rechts bzw. eine inländische öffentliche Dienststelle zu diesem Zweck weitergeleitet, 
ist das nach § 58 Nummer 1 der Abgabenordnung unschädlich für die Steuerbegünstigung. 
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